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Baustelle Inklusion oder Augen zu und durch!
Dies könnte das Motto der Verantwortlichen in der BSB für das Jahr drei der inklusiven Bildung sein. Wie ein Mantra wird wiederholt: Wir sind auf dem richtigen Weg. Alles wird gut. Es wird der Eindruck vermittelt, die politisch Verantwortlichen dieser Stadt unterstützen und fördern den Weg hin zur Inklusion. 

Und aus der Presseabteilung der BSB tönen Superlativen wie:

23.11.11: „Wir wollen ausgegrenzten Kindern neue Chancen eröffnen“

24.11.11: „Förderung mehr als doppelt so hoch wie unter CDU und GAL“

22.05.12: „Hamburg bekommt bundesweit die beste Ausstattung für die Inklusion“

25.06.12: „Hamburg verbessert die individuelle sonderpädagogische Förderung“ 
01.11.12: „Der Zusammenschluss stellt in allen Hamburger Schulregionen ein qualitativ


       hochwertiges und gut erreichbares Schulangebot sicher.“
Doch wie sieht der Blick in die Realität aus?

Das Senatskonzept „Inklusive Bildung an Hamburgs Schulen“ ist trotz Protesten mit Beginn dieses Schuljahres in Kraft getreten. Damit verbunden ist die schrittweise Auflösung aller bisherigen Formen schulischer Integration von Kindern und Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Integrative Regelklassen, Integrationsklassen und Integrative Förderzentren laufen aus und werden durch eine neue, „moderne“ Lösung ersetzt, bei der unterm Strich weniger (sonder)pädagogische Förderung (wenn sie denn in den Schulen vorhanden ist) beim einzelnen Kind ankommt. Dabei wird das Argument der Gerechtigkeit strapaziert und Verschlechterungen kaschiert. Viele Kolleginnen und Kollegen aus den Schulen berichten, dass die Ressource vorn und hinten nicht reicht, dass LehrerInnen überfordert seien, dass Teamzeiten fehlen, dass es nicht gelinge, in kurzer Zeit ein sinnvolles Konzept zu gestalten. Auch die Bedingungen der Sonderschulen wurden verschlechtert: alle 39 Stellen für additive Sprachförderung wurden ersatzlos gestrichen. 

Rebus, Förder- und Sprachheilschulen (ausgenommen ist der Bezirk Wandsbek, hier wird die Regelung nachgereicht) werden - so der Beschluss der Deputation am 31.10.12 - zum 1.11.2012 zu Regionalen Bildungs- und Beratungszentren (ReBBZ) zusammengelegt. Durch die Fusion der bisherigen 27 Förder- und Sprachheilschulen und der 14 Rebus-Dienststellen entstehen „interessante“ Synergieeffekte: Zahlreiche Funktionsstellen können dadurch gestrichen werden. Etliche Gebäude können verkauft oder anderweitig vermietet werden. Die Standortwahl der ReBBZ richtet sich dabei nicht zwingend nach pädagogischen und konzeptionellen Gesichtspunkten. 

Noch immer ist in den Zielstellungen, der inhaltlichen Gestaltung, der Zusammensetzung, den Rechts-, Struktur-, Personal-, Arbeitszeit- und Leitungsfragen keine hinreichende Klärung erzielt worden. 
Viele Detailfragen liegen noch im dunklen:
· Welche Ressourcen stehen für die konkrete Arbeit mit den Schülerinnen und Schülern in den temporären Lerngruppen zur Verfügung? 
· Wie soll die Finanzierung der Gesamtleitung der ReBBZ erfolgen, etwa zu Lasten der Bildungs- und Beratungssäulen?

· Bleiben die bisherigen Ressourcen der Sprachheil- und Förderschulen erhalten, um eine qualitativ hochwertige spezielle Förderung zu gewährleisten?
· [image: image2.png]


Welche veränderten Aufgaben kommen auf die beiden Abteilungen im ReBBZ zu? 

· Wie wird die Personalvertretung geregelt werden?

· Wie werden zukünftig die unterschiedlichen Arbeitszeitregelungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Bildungs- und Beratungssäule aussehen? 

· Welche Ausstattung gibt es für die Schulbüros, die Hausmeister und die Betriebsarbeiter?
Auf diese und andere Fragen gibt es auch am Beginn der ReBBZ Anfang November von Seiten der BSB keine Klärungen. Alles geschieht nach dem oben genannten Motto „Augen zu und durch“!
Damit mutet die BSB den Beschäftigten in den Dienstellen zu, in einer ungeklärten und von widersprüchlichen Anforderungen geprägten Situation nicht ausreichend formulierte Veränderungsprozesse vornehmen zu sollen. Dieses ist für die Beschäftigten belastend und teilweise überfordernd. Dieses entspricht nicht der Fürsorge-pflicht den Mitarbeitern gegenüber.

Kolleginnen und Kollegen, Augen auf und nicht durch, dies kann nur der Weg sein.
Wir fordern: Transparenz, Mitspracherecht, Gestaltungsmöglichkeiten, Erhalt sonderpädagogischer Qualität in der Region und in der Fläche!
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